Inhalt: Geſetz, betreffend die Durchführung des Staatsvertrags über die Übertragung der preußiſchen 


(Rr. 12019.) Geſetz, betreffend die Durchführung des Staatsvertrags über die Übertragung 
der preußiſchen Staatseiſenbahnen an das Reich vom. 31. März 1920 
(Heſetzſauml. S. 97). Vom 16. November 1920, ; 


l 


Di verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz 
beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel 1. 


Der Preußiſche Finanzminiſter wird zur Ausführung des Staatsvertrags 
zwiſchen Preußen und dem Deutſchen Reiche über die Übertragung der 
preußiſchen Staatseiſenbahnen auf das Reich ermächtigt, nachſtehende Erklärungen 
abzugeben: a 

1. Als Abfindung für die Übertragung des geſamten Eiſenbahnunternehmens 

wählt der Preußiſche Staat gemäß § 3 Ziffer 1b und e des Staats⸗ 
vertrags den Betrag des Anlagekapitals nach dem Stande vom 31. März 
1920, erhöht um die Hälfte des Betrags, um den der nach den 
Ergebniſſen der Rechnungsjahre 1909 bis 1913 ermittelte Ertragswert 
dieſes Anlagekapital überſteigt, zuzüglich der Fehlbeträge, die bei der 
Eiſenbahnverwaltung in der Zeit vom Beginne des Rechnungsjahrs 1914 
bis zum 31. März 1920 entſtanden ſind, abzüglich der in dieſen Fehl⸗ 
beträgen enthaltenen Ausgaben, die auf Grund beſonderer geſetzlicher 
Vorſchrift den Ländern vom Reiche erſtattet werden. 


Geſetzſammlung 1921. (Ar. 12019 120283). 10 
Ausgegeben zu Berlin den 14. Januar 1921. 


Sea 

2. Preußen verlangt die Übernahme feiner fundierten Schulden durch 
Reichsgeſetz auf das Reich gemäß § 4 Ziffer 2 des Staatsvertrags in 
Anrechnung auf die Abfindung in der Weiſe, daß Preußen neben dem 
als Hauptſchuldner haftenden Reiche als ſelbſtſchuldneriſeher Bürge haftet. 

Berlin, den 16. November 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Oeſer. Lüdemann. 


(Nr. 12020.) Geſetz zur Aufſchließung von Steinkohlen. Vom 11. Dezember 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz De- 


ichloffen, das hiermit verkündet wird: 5 
SE ` 
: Der § 2 Abſ. 4 des Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten 
vom 24. Juni 1865 (Geſetzzamml. S. 705) in der Faſſung des Geſetzes vom 
18. Juni 1907 GGeſetzſamml. S. 119) wird durch folgende Vorſchrift erſetzt: 
Für Felder von beſtimmter Ausdehnung in den Provinzen Sachſen, 
Hannover und Heſſen-Naſſau, im Regierungsbezirke Liegnitz und in den Berg 
revieren Werden und Witten ſowie im Bereiche der Wealdenablagerung kann der 
Staat das ihm nach Abs. 1 zuſtehende Recht zur Aufſuchung und Gewinnung der 
Steinkohle an andere Perſonen in der Weiſe übertragen, daß der andere im Falle 
eines verleihungsfähigen Fundes die Verleihung des Bergwerkseigentums an den 
Staat herbeizuführen hat, wogegen dieſer fich verpflichtet, dem anderen die Mus- 
beutung des Bergwerkes ganz oder teilweiſe unter beſtimmten Bedingungen zu 
überlaſſen. Die demgemäß geſchloſſenen Verträge bedürfen der Genehmigung des 
Miniſters für Handel und Gewerbe und des Finanzminiſters. Sie find der 
Landesverſammlung vorzulegen. 


92. 
Dieſes Geſetz tritt drei Wochen nach der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 11. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Lüdemann. 


ge 


(Nr. 12021.) Geſetz, betreffend die Übertragung richterlicher Geſchäfte in Grundbuchſachen auf 
die Gerichtsſchreiber. Vom 14. Dezember 1920. 


D verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz De- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


91. 

Nach näherer Anordnung des Juſtizminiſters können Gerichtsſchreiber mit 
der ſelbſtändigen Erledigung beſtimmter richterlicher Geſchäfte in Grundbuchſachen 
beauftragt werden. Ebenſo können Geſchäfte der Gerichtsſchreiber in Grundbuch- 
ſachen Kanzleibeamten übertragen werden. 


92. 

Wird die Anderung einer Entſcheidung des Gerichtsſehreibers in den An⸗ 
gelegenheiten, die ihm auf Grund des § 1 zur ſelbſtändigen Erledigung über⸗ 
tragen worden ſind, verlangt, ſo iſt die Entſcheidung des Gerichts nachzuſuchen, 
dem der Gerichtsſchreiber angehört. i 

Die Beſehwerde findet in den Fällen, in denen ſie zuläſſig iſt, erſt gegen 
die Entſcheidung des Gerichts ſtatt. 


Berlin, den 14. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. am Zehnhoff. Oeſer. 
Stegerwald. Lüdemann. 


(Nr. 12022.) Erlaß der Miniſter für Handel und Gewerbe, für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten, der öffentlichen Arbeiten und des Innern, betreffend Anwendung des 
vereinfachten Enteiguungsverfahrens bei Enteignungen durch das Rheiniſch⸗ 
Weſtfäliſche Elektrizitätswerk, Aktiengeſellſchaft in Eſſen a. d. Ruhr. Vom 
24. Dezember 1920. 


Auf Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteignungs⸗ 
verfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der Faſſung der 
Verordnung vom 15. Auguſt 1918 (Geſetzſamml. S. 144) und des Geſetzes vom 
21. September 1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte 
Enteignungsverfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Herſtellung 
einer 25 000 ⸗Volt⸗Freileitung zwiſchen den in den Gemeinden Sieglar (Siegkreis) 


und Bergiſch Gladbach (Kreis Mülheim a. Rhein) gelegenen Unterſtationen des 

Rheiniſch⸗Weſtfäliſchen Elektrizitätswerks, Aktiengeſellſchaft in Eſſen g. d. Ruhr, 

Anwendung findet, nachdem dem Elektrizitätswerke das Enteignungsrecht durch den 

Erlaß vom heutigen Tage verliehen worden iſt. ö 
Berlin, den 24. Dezember 1920. 


Der Miniſter für Handel und Der Miniſter für Landwirtſchaft, 
Gewerbe. Domänen und Forſten. 
Im Auftrage Im Auftrage f 
von Meyeren. ; Eggert. 
Der Miniſter der öffentlichen Der Miniſter des Innern. 
Arbeiten. Im Auftrage 
Im Auftrage Mulert. 
Rocholl. 


(Nr. 12023.) Erlaß der Miniſter der öffentlichen Arbeiten und des Innern, betreffend 
Auwendung des vereinfachten Euteignungsverfahrens bei der Ausübung des 
der Stadt Bonn zur Erweiterung des Nordfriedhofs verliehenen Enteig- 
nungsrechts. Vom 5. Januar 1921. 


Au Grund des § 1 der Verordnung, betreffend ein vereinfachtes Enteig⸗ 
nungsverfahren, vom 11. September 1914 (Geſetzſamml. S. 159) in der 
Faſſung der Verordnungen vom 27. März 1915 Geſetzſamml. S. 57) und vom 
15. Auguſt 1918 (Geſetzſaamml. S. 144) ſowie des Geſetzes vom 21. September 
1920 (Geſetzſamml. S. 437) wird beſtimmt, daß das vereinfachte Enteignungs⸗ 
verfahren nach den Vorſchriften dieſer Verordnung bei der Ausübung des der 
Stadt Bonn durch Urkunde vom heutigen Tage zur Erweiterung des Nordfried⸗ 
hofs verliehenen Enteignungsrechts Anwendung zu finden hat. 
Berlin, den 5. Januar 1921. 


Zugleich für den Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
Der Miniſter des Innern. 
Severing. 
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